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Empfohlenes Opfer 
Aktion „Hoffnung für Osteuropa“ 
am Karfreitag, 19. April 2019

Erlass des Oberkirchenrats
vom 1. Februar 2019

AZ 52.13-6 Nr. 77.34-19-01-03-V01

Die Aktion „Hoffnung für Osteuropa“ unterstützt kirch-
liche und ökumenische Partner in Osteuropa.

Menschen mit Behinderung erfahren Teilhabe in den 
Gemeinden, Flüchtlinge und Minderheiten finden Or-
te, an denen sie willkommen sind und Beratung erhal-
ten, Kinder und alte Menschen finden Unterstützung, 
wenn die mittlere Generation zur Arbeitsaufnahme 
aus gewandert ist.

„Bleibet in meiner Liebe“ (Joh 15,9) – 
lautet der Auftrag Jesu Christi bis heute.

Mit Ihrem Opfer und Ihrem Gebet helfen Sie mit, dass 
Menschen in Osteuropa im Wandel ihres Lebens und 
ihrer Gesellschaften Gottes Liebe erfahren können.

Herzlichen Dank für Ihre Gaben.

D r.  h. c.  F r a n k  O t f r i e d  J u l y

Landesopfer am Sonntag Lätare, 
31. März 2019

Erlass des Oberkirchenrats
vom 1. Februar 2019

AZ 52.13-5 Nr. 77.34-18-08-03-V01

Ihr Opfer heute ist für die Evangelische Studienhilfe 
bestimmt. Die Evangelische Studienhilfe unterstützt 
Studierende an der Evangelischen Hochschule Lud-
wigsburg und Theologiestudierende, die selbst über 
keine ausreichenden Finanzierungsmöglichkeiten ver-
fügen. 

Mit Ihrem Opfer leisten Sie einen wesentlichen Bei-
trag dazu, dass junge Menschen aus allen gesell-
schaftlichen Schichten und in verschiedenen Lebens-
situationen eine gute Ausbildung machen und einen 
kirchlichen Beruf erlangen können.

Wir bitten herzlich um Ihr Opfer!

„Es sind verschiedene Gaben; aber es ist ein Geist. 
Und es sind verschiedene Ämter; aber es ist ein Herr. 
Und es sind verschiedene Kräfte; aber es ist ein Gott, 
der da wirkt alles in allen.“ 1Kor 12, 4

D r.  h. c.  F r a n k  O t f r i e d  J u l y
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Kirchliche Verordnung zur  
Änderung der Kirchlichen  
Verordnung zur Ausführung  
des Pfarrbesoldungsgesetzes

vom 1. Februar 2019   AZ 21.31 Nr. 21.30-04-V33

Auf Grund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsge-
setz, § 14 Pfarrbesoldungsgesetz wird in Ausführung 
von § 16, § 19 Absatz 2 Pfarrbesoldungsgesetz nach 
Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungs-
gesetz verordnet:

Artikel 1
Änderung der Kirchlichen Verordnung 

zur Ausführung des Pfarrbesoldungsgesetzes

Anlage 1 Abschnitt II der Kirchlichen Verordnung zur 
Ausführung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 8. Au-
gust 1995 (Abl. 56 S. 419), zuletzt geändert durch Kir - 
chliche Verordnung vom 15. Oktober 2018 (Abl. 68 
S. 289) und Kirchliches Gesetz vom 27. November 
2018 (Abl. 68 S. 305, 306), wird wie folgt geändert:

1.  Im Unterabschnitt Prälatur Reutlingen werden die 
Wör ter „Dettingen an der Erms-Ost“ durch die Wör- 
 ter „Det tingen an der Erms-West“ ersetzt und die  
Wörter „Eltingen Süd (Dekanat Leonberg)“ gestri-
chen.

2.  Im Unterabschnitt Prälatur Stuttgart werden nach 
den Wörtern „Echterdingen I (Dekanat Bernhau-
sen)“ die Wörter „Leinfelden-Unteraichen I (De-
kanat Bern hausen)“ eingefügt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2019 in Kraft.

W e r n e r

Verordnung des Oberkirchenrats 
über die Auswirkungen von  
Familienzeit im Pfarrdienst- und 
Kirchenbeamtenrecht (Familien-
zeitverordnung – FamZVO)

vom 29. Januar 2019   AZ 21.00 Nr. 21.05-07-V06

Aufgrund von § 25 Abs. 4 Kirchenverfassungsgesetz, 
§ 117 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD, § 35 Ab-
satz 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz und  
§ 8 Satz 2 Kirchenbeamtenausführungsgesetz wird in 
Ausführung von § 9 Absatz 1 Satz 3, § 12 Absatz 4,  
§ 54, § 68, § 69 und § 69a Pfarrdienstgesetz der EKD, 
§ 4, § 6, § 18 und § 37 Württembergisches Pfarrerge-
setz und § 39 Absatz 1 Satz 2 Kirchenbeamtengesetz 
der EKD verordnet: 

Erster Abschnitt:
Schwangerschaft und Mutterschutz 

im Pfarrdienst

§ 1
Familienzeit

Familienzeit im Sinne dieser Verordnung sind Zeiten 
der Schwangerschaft und Stillzeit, des Mutterschut-
zes, der Elternzeit, der Familienpflegezeit sowie der 
Beurlaubung oder des Teildienstes nach § 69 PfDG.
EKD.

§ 2
Begründung eines Pfarrerdienstver- 
hältnisses während Schwangerschaft 

und Mutterschutzfrist

Bewerberinnen, die schwanger sind oder sich im 
Mutterschutz befinden, können auf Antrag in das 
Pfarrerdienstverhältnis (§ 1 Württembergisches Pfar-
rergesetz) übernommen werden, wenn im Übrigen die 
Voraussetzungen für die Übernahme in das Dienstver-
hältnis gegeben sind.

§ 3
Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit

(1) Nachtarbeit bis 22 Uhr gemäß § 35 Absatz 3 Satz 2  
Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Ba-
den-Württemberg gilt als nach § 28 Mutterschutzge-
setz genehmigt, wenn nach ärztlichem Zeugnis nichts 
gegen die Beschäftigung der Frau bis 22 Uhr spricht 
und insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung 
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für die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinar-
beit ausgeschlossen ist.

(2) Sonn- und Feiertagsarbeit gemäß § 35 Absatz 4, 
§ 7 Absatz 2 Satz 3 Arbeitszeit- und Urlaubsverord-
nung des Landes Baden-Württemberg ist im liturgi-
schen Bereich zulässig, wenn der Frau in jeder Woche 
im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit 
von mindestens 11 Stunden ein Ersatzruhetag gewährt 
wird und insbesondere eine unverantwortbare Gefähr-
dung für die schwangere Frau oder ihr Kind durch Al-
leinarbeit ausgeschlossen ist.

(3) Unständige Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst 
können nach § 35 Absatz 5 Arbeitszeit- und Urlaubs-
verordnung des Landes Baden-Württemberg an Aus-
bildungsveranstaltungen bis 22 Uhr teilnehmen, wenn 
die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit 
erforderlich ist und insbesondere eine unverantwortba-
re Gefährdung für die schwangere Frau oder ihr Kind 
durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist. Sie können 
nach § 35 Absatz 5 Arbeitszeit- und Urlaubsverord-
nung des Landes Baden-Württemberg an liturgischen 
Ausbildungsveranstaltungen an Sonn- und Feiertagen 
teilnehmen, wenn die Teilnahme zu Ausbildungszwe-
cken zu dieser Zeit erforderlich ist, der Frau in jeder 
Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nacht-
ruhezeit von mindestens 11 Stunden ein Ersatzruhetag 
gewährt wird und insbesondere eine unverantwortbare 
Gefährdung für die schwangere Frau oder ihr Kind 
durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.

(4) § 36 Absätze 2 und 3 Arbeitszeit- und Urlaubs-
verordnung des Landes Baden-Württemberg finden 
mit der Maßgabe Anwendung, dass für die Kontrolle 
und Überwachung der Einhaltung der dem Gesund-
heitsschutz dienenden mutterschutzrechtlichen Vor-
schriften der Oberkirchenrat zuständig ist. 

(5) Eine nicht zu verantwortende Gefährdung der 
schwangeren Frau und ihres Kindes durch eine Tä-
tigkeit nach 20 Uhr oder am Sonntag ist durch geeig-
nete Maßnahmen auszuschließen. Auf die regelmäßi-
ge Ge währung der dienstfreien Tage gemäß Nr. 12.1 
Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung und auf 
eine un unterbrochene Nachruhezeit von mindestens  
11 Stun den ist auch durch den unmittelbaren Dienstvor-
gesetzten besonders zu achten. Nr. 12.1 Satz 3 Ur laubs- 
und Stellvertretungsverordnung findet auf schwangere 
und stillende Pfarrerinnen keine Anwendung. 

§ 4
Auswirkung mutterschutz- oder schwanger-

schaftsbedingter Ausfallzeiten

(1) Mutterschutz- oder schwangerschaftsbedingte Aus - 
fallzeiten führen nicht zur Verlängerung des Vor be-

rei tungsdienstes, wenn sie zusammen mit anderen 
Ausfallzeiten einen Zeitraum von vier Monaten nicht 
über schreiten. Darüber hinausgehende Ausfallzeiten 
füh ren zu einer entsprechenden Verlängerung des Vor-
bereitungsdienstes.

(2) Während der Ausfallzeiten versäumte Kurse sol-
len auch im Falle des Absatzes 1 während des ersten 
Jahres im unständigen Dienst im Pfarramt nachgeholt 
werden.

(3) Mutterschutz- oder schwangerschaftsbedingte Aus-
fallzeiten während des unständigen Dienstes im Pfarr-
amt führen nicht zu einer Verlängerung der Mindestzeit.

Zweiter Abschnitt
Elternzeit, Familienpflegezeit und 

unterhälftiger Teildienst im Pfarrdienst

§ 5
Übertragung eines Anteils der Elternzeit

Wird beabsichtigt, einen Anteil der Elternzeit von bis 
zu 24 Monaten auf die Zeit zwischen der Vollendung 
des dritten und des achten Lebensjahres des Kindes 
zu übertragen, muss dies spätestens sechs Monate vor 
Beginn schriftlich beantragt werden. Bei dringenden 
Gründen ist ausnahmsweise auch eine angemessene 
kürzere Frist möglich.

§ 6
Dienstauftrag

(1) Auf Antrag kann während der Elternzeit ein 
Dienstauftrag im Umfang von bis zu drei Viertel der 
regelmäßigen dienstlichen Inanspruchnahme bewil-
ligt werden. 

(2) Im Vorbereitungsdienst ist die Bewilligung eines  
eingeschränkten Dienstauftrages in einer Eltern- oder 
Familienpflegezeit nur während des Ausbildungs-
abschnitts Integrative Gemeindearbeit (§ 11 Studien-
ordnung) und nur mit Zustimmung der Ausbildungs-
pfarrerin oder des Ausbildungspfarrers und des Kir- 
 chengemeinderates der Ausbildungsgemeinde mög-
lich. Im Vorbereitungsdienst darf der Dienstauftrag 
die Hälfte der regelmäßigen dienstlichen Inanspruch-
nahme nicht unterschreiten. 

§ 7
Zusicherung der Aufnahme

in den unständigen Dienst im Pfarramt

Wenn Elternzeit ohne Übernahme eines Dienstauf-
trages gleichzeitig mit der Aufnahme in den unstän-
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digen Dienst im Pfarramt erstrebt wird, so wird, bei 
Vorliegen der übrigen Aufnahmevoraussetzungen und 
sofern nicht ausnahmsweise eine Aufnahme erfolgt, 
eine spätere Aufnahme nach Ablauf der geplanten El-
ternzeit zugesagt. Diese Aufnahmezusage kann, wenn 
die Voraussetzungen für die Gewährung von Eltern-
zeit gegeben sind, insgesamt bis zu maximal 12 Jahren 
verlängert werden.

§ 8
Beendigung des Dienstauftrags 

im unständigen Dienst im Pfarramt

Wird während des unständigen Dienstes Antrag auf El-
ternzeit gestellt, so ist gleichzeitig mit dessen Gewäh-
rung darüber zu entscheiden, ob der bisherige Dienst-
auftrag beendet wird. 

§ 9
Verlust der Pfarrstelle

Die Gewährung von Elternzeit führt unter den Bedin-
gungen von § 54 Absatz 2 Satz 1 PfDG.EKD nicht 
zum Verlust der bisherigen Pfarrstelle. Mit Zustim-
mung des Besetzungsgremiums kann die Stelle auch 
bei Überschreitung dieser Frist belassen werden.

§ 10
Gemeinsam versehene Pfarrstellen

Wird eine Pfarrstelle durch ein Theologenehepaar ge-
meinsam versehen, so ist jeder Ehepartner verpflich-
tet, während der Eltern- oder Familienpflegezeit des 
anderen den vollen Dienstauftrag zu versehen. Er hat 
Anspruch auf volle Dienstbezüge. Soweit dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen, kann der Dienstauf-
trag auf Antrag bei entsprechender Verminderung der 
Dienstbezüge eingeschränkt werden. 

§ 11
Dienstwohnungsanspruch

(1) Führt die Inanspruchnahme von Elternzeit zum 
Verlust des Anspruchs auf freie Dienstwohnung, nicht 
aber zum Verlust der bisherigen Pfarrstelle oder des 
bisherigen Dienstauftrages, so kann die Dienstwoh-
nung gegen eine entsprechende Nutzungsentschädi-
gung weiter bewohnt werden.

(2) Wird eine Pfarrstelle von einem Theologenehepaar 
versehen, so bleibt die Dienstwohnungsregelung wäh-
rend der Elternzeit eines der Ehepartner bestehen.

§ 12
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes

Der Vorbereitungsdienst verlängert sich um die Zeit 
der Elternzeit oder einer Beurlaubung nach §§ 69, 
69 b PfDG.EKD. Wird während der Elternzeit oder 
der Familienpflegezeit Teildienst geleistet, verlängert 
sich der Vorbereitungsdienst um die Hälfte der Zeit 
des Teil dienstes. 

§ 13
Mindestzeit im unständigen Dienst 

im Pfarramt

Elternzeit, unterhälftiger Teildienst oder eine Beurlau-
bung nach § 69 b PfDG.EKD werden bis zu einem 
Jahr voll auf die Mindestzeit im Unständigen Dienst 
im Pfarramt angerechnet. Weitere sechs Monate unter-
hälftiger Teildienst werden zur Hälfte auf die Mindest-
zeit angerechnet. Darüber hinausgehende Zeiten der 
Beurlaubung, der Elternzeit oder des unterhälftigen 
Teildienstes verlängern die Mindestzeit entspre chend, 
wenn nicht für insgesamt mindestens 21 Mo nate ein 
die Kernaufgaben des Pfarrdienstes umfassender 
Dienst auftrag im Umfang von mindestens 50 v.H. 
wahr genommen wurde. 

§ 14
Dienstauftrag unständiger Pfarrerinnen 

und Pfarrer nach Beendigung der Elternzeit

(1) Unständigen Pfarrerinnen und Pfarrern im Pfarr-
amt, deren Dienstauftrag mit Beginn der Elternzeit 
beendet wurde, ohne dass ihnen ein neuer Dienstauf-
trag übertragen wurde, soll nach dem Ende der El-
ternzeit ein neuer Dienstauftrag übertragen werden. 
Dabei wird auf die persönlichen Verhältnisse insoweit 
Rücksicht genommen, als dies mit den dienstlichen 
Belangen zu vereinbaren ist. Ein Anspruch auf einen 
bestimmten Einsatzort oder eine bestimmte Tätigkeit 
besteht nicht.

(2) Kann unständigen Pfarrerinnen und Pfarrern im 
Pfarramt bei Beendigung der Elternzeit ein Dienst-
auftrag nicht übertragen werden, so gilt § 28 Absatz 3  
Württembergisches Pfarrergesetz. Als angemessene 
Frist im Sinne des § 28 Absatz 3 Satz 2 Württembergi-
sches Pfarrergesetz gilt der Zeitraum eines Jahres. In 
besonders begründeten Fällen ist eine Verlängerung 
der Frist möglich.

§ 15
Bewerbung auf Pfarrstellen

Ständigen Pfarrerinnen und Pfarrern, die infolge Ge-
währung von Elternzeit die Pfarrstelle verloren haben, 
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sollen sich rechtzeitig vor Beendigung der Beurlau-
bung auf Pfarrstellen bewerben. Kann ihnen bis zur 
Beendigung der Elternzeit keine Pfarrstelle übertra-
gen werden, so gilt § 28 Absatz 2 Württembergisches 
Pfarrergesetz.

Dritter Abschnitt:
Kirchenbeamte

§ 16
Aufsichtsbehörden

Für die Kontrolle und Überwachung der Einhaltung 
der dem Gesundheitsschutz dienenden mutterschutz-
rechtlichen Vorschriften ist bei Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten der Oberkirchenrat zuständig.

Vierter Abschnitt:
Schlussbestimmung

§ 17
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 12. Juni 2018 
in Kraft, soweit in Satz 2 nichts anderes bestimmt ist. 
§ 3 Abs. 4 und § 16 treten mit Wirkung vom 1. Dezem-
ber 2018 in Kraft. Die Verordnung des Oberkirchen-
rats über die Auswirkungen von Schwangerschaft, 
Mutterschutz, Familienpflegezeit und Elternzeit im 
Pfarrdienstrecht vom 7. November 1990 (Abl. 54  
S. 279, zuletzt geändert durch Verordnung des Ober-
kirchenrats vom 27. Juli 2016 (Abl. 67 S. 125), tritt 
mit Wirkung vom 12. Juni 2018 außer Kraft. 

W e r n e r

Ergebnis der Anstellungsprüfung 
für Angehörige der Berufsbe- 
gleitenden Ausbildung im  
Pfarrdienst

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 30. Januar 2019

AZ 21.481 Nr. 22.54-01-02-V01

Die Anstellungsprüfung für Angehörige der Berufsbe-
gleitenden Ausbildung im Pfarrdienst Sommer 2018 
haben im Januar 2019 bestanden:

W e r n e r

Parochialänderungen

Bekanntmachung des Oberkirchenrats
vom 12. Februar 2019   AZ 30.20 Nr. 30.21-02-V01

1. Der Gemeindebezirk, der von den Gemeindeglie-
dern gebildet wird, die in Betzweiler, einschließ-
lich der Orte Bischmannshausen, Wolfartsmühle 
und Neuhaus der Evangelischen Kirchengemein-
de Riedlingen wohnen, wurde mit Verfügung vom 
10. Juli 2018 von der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Riedlingen, Dekanat Biberach, gelöst 
und der Evangelischen Kirchengemeinde Bad 
Buchau, Dekanat Biberach, zugeordnet.

2. Der Gemeindebezirk, der von den Gemeindeglie-
dern gebildet wird, die in dem Ort Oberehlen-
bogen der Stadt Alpirsbach wohnen, wurde mit 
Wirkung zum 1. Dezember 2019 von der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Schömberg, Dekanat 
Freudenstadt, gelöst und der Evangelischen Kir-
chengemeinde Alpirsbach, Dekanat Freudenstadt, 
zugeordnet.

3. Der Gemeindebezirk, der von den Gemeindeglie-
dern gebildet wird, die in dem Ort Mittelbiberach 
wohnen, wurde mit Wirkung zum 1. September 
2018 von der Evangelischen Friedenskirchenge-
meinde Biberach, Dekanat Biberach, gelöst und 
der Evangelischen Stadt-Kirchengemeinde Bibe-
rach, Dekanat Biberach, zugeordnet.

4. Der Gemeindebezirk, der von den Gemeindeglie-
dern gebildet wird, die an der Dinglingerstraße 
und an der Georg-Ignatius-Baur-Straße in Bibe-
rach wohnen, wurde mit Wirkung zum 1. Sep-
tember 2018 von der Evangelischen Stadt-Kir-
chengemeinde, Dekanat Biberach, gelöst und der 
Evangelischen Friedenskirchengemeinde Bibe-
rach, Dekanat Biberach, zugeordnet.

5. Der Gemeindebezirk, der von den Gemeindeglie-
dern gebildet wird, die an der Rißegger Steige 
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15. Die Evangelische Kirchengemeinde Stuttgart-
Möh ringen, Dekanat Degerloch, wurde zum 1. Ja-
nuar 2019 umbenannt in Evangelische Kirchen-
gemeinde Möhringen und Fasanenhof.

16. Die Evangelische Paul-Gerhardt-Kirchengemein-
de Mühlacker, Dekanat Mühlacker, wurde zum  
1. Januar 2019 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk 
wurde der Evangelischen Paulus-Kirchengemein-
de Mühlacker, Dekanat Mühlacker, angegliedert.

17. Die Evangelische Kirchengemeinde Spiegelberg, 
Dekanat Backnang, wurde zum 1. Januar 2019 
aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Sulzbach, Dekanat 
Backnang, angegliedert.

18. Die Evangelische Kirchengemeinde Sulzbach, 
De ka nat Backnang, wurde zum 1. Januar 2019 
um benannt in Evangelische Kirchengemeinde 
Sulz bach-Spiegelberg.

19. Die Evangelische Kirchengemeinde Michelbach, 
Dekanat Blaufelden, wurde zum 1. Januar 2019 
aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Hengstfeld, Dekanat 
Blaufelden, angegliedert.

20. Die Evangelische Kirchengemeinde Hengstfeld, 
Dekanat Blaufelden, wurde zum 1. Januar 2019 
umbenannt in Evangelische Kirchengemeinde 
Hengstfeld-Michelbach/Lücke.

21. Die Evangelische Kirchengemeinde Weiler an der 
Zaber, Dekanat Brackenheim, wurde zum 1. Ja-
nuar 2019 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde 
der Evangelischen Kirchengemeinde Pfaffenho-
fen, Dekanat Brackenheim, angegliedert.

22. Die Evangelische Kirchengemeinde Pfaffenhofen, 
Dekanat Brackenheim, wurde zum 1. Januar 2019 
umbenannt in Evangelische Kirchengemeinde 
Pfaf fenhofen-Weiler.

23. Die Evangelische Kirchengemeinde Schömberg, 
Dekanat Freudenstadt, wurde zum 1. Dezember 
2019 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der 
Evangelischen Kirchengemeinde Loßburg, Deka-
nat Freudenstadt, angegliedert.

24. Die Evangelische Kirchengemeinde Loßburg, De-
kanat Freudenstadt, wurde zum 1. Dezember 2019 
umbenannt in Evangelische Kirchengemein de 
Loßburg-Schömberg.

25. Die Evangelische Stadtpfarrkirchengemeinde Bi- 
 be rach, die Evangelische Bonhoefferkirchenge-
meinde Biberach und die Evangelische Heilig-

und an der Straße Jordanbad in Biberach wohnen, 
wurde mit Wirkung zum 1. September 2018 von 
der Evangelischen Versöhnungskirchengemeinde 
Ummendorf, Dekanat Biberach, gelöst und der 
Evangelischen Stadt-Kirchengemeinde Biberach, 
Dekanat Biberach, zugeordnet.

6. Die Evangelische Haigstkirchengemeinde Stutt-
gart, Stadtdekanat Stuttgart, wurde zum 1. Januar 
2019 aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der 
Evangelischen Markuskirchengemeinde Stuttgart, 
Stadtdekanat Stuttgart, angegliedert.

7. Die Evangelische Markuskirchengemeinde Stutt-
gart, Stadtdekanat Stuttgart, wurde zum 1. Janu-
ar 2019 umbenannt in Evangelische Kirchenge-
meinde Markus-Haigst Stuttgart.

8. Die Evangelische Kirchengemeinde Atzenweiler, 
Dekanat Ravensburg, wurde zum 1. Januar 2019 
aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der Evange-
lischen Kirchengemeinde Vogt, Dekanat Ravens-
burg, angegliedert.

9. Die Evangelische Kirchengemeinde Vogt, Deka-
nat Ravensburg, wurde zum 1. Januar 2019 umbe-
nannt in Evangelische Kirchengemeinde Atzen-
weiler-Vogt.

10. Die Evangelische Kirchengemeinde Riet, Deka nat 
Vaihingen, wurde zum 1. Januar 2019 aufgelöst. 
Ihr Gemeindebezirk wurde der Evangeli schen 
Kir chengemeinde Hochdorf, Dekanat Vaihingen, 
an gegliedert.

11. Die Evangelische Kirchengemeinde Hochdorf, 
De ka nat Vaihingen, wurde zum 1. Januar 2019 
um benannt in Evangelische Kirchengemeinde 
Hoch dorf-Riet.

12. Die Evangelische Kirchengemeinde Gebersheim, 
Dekanat Leonberg, wurde zum 1. Januar 2019 
aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Höfingen, Dekanat 
Leonberg, angegliedert.

13. Die Evangelische Kirchengemeinde Höfingen, 
De kanat Leonberg, wurde zum 1. Januar 2019 
um benannt in Evangelische Kirchengemeinde Ge-
bersheim-Höfingen.

14. Die Evangelische Kirchengemeinde Fasanenhof, 
Dekanat Degerloch, wurde zum 1. Januar 2019 
aufgelöst. Ihr Gemeindebezirk wurde der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Stuttgart-Möhringen, 
Dekanat Degerloch, angegliedert.
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Geist-Kirchengemeinde Biberach, Dekanat Bibe-
rach, wurden mit Wirkung zum 1. September 2018 
aufgelöst. Aus den Gemeindebezirken wurde die 
Evangelische Stadt-Kirchengemeinde Biberach in 
der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Bi-
berach neu gebildet. Das Ministerium für Kul tus, 
Ju gend und Sport hat der Evangelischen Stadt-
Kirchengemeinde Biberach mit Verfügung vom 
10. August 2018 (AZ RA-7142.15/399/1) die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen.

26. Die Evangelische Kirchengemeinde Tiefenbach, 
die Evangelische Kirchengemeinde Triensbach 
und die Evangelische Kirchengemeinde Loben-
hausen, Dekanat Crailsheim,  wurden mit Wirkung 
zum 1. Januar 2019 aufgelöst. Aus den Gemein-
debezirken wurde die Evangelische Kirchenge-
meinde Tiefenbach-Triensbach-Lobenhau sen neu 
gebildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend und 
Sport hat der Evangelischen Kirchengemeinde 
Tiefenbach-Triensbach-Lobenhausen mit Verfü-
gung vom 20. August 2018 (AZ RA-7142.15/398) 
die staatliche Anerkennung ausgesprochen.

27. Die Evangelische Andreäkirchengemeinde Bad 
Cannstatt, die Evangelische Sommerrainkirchen-
gemeinde Bad Cannstatt, die Evangelische Stepha-
nuskirchengemeinde Bad Cannstatt und die Evan-
gelische Wichernkirchengemeinde Bad Cann statt, 
Dekanat Bad Cannstatt,  wurden mit Wir kung zum 
1. Januar 2019 aufgelöst. Aus den Gemeindebe-
zirken wurde die Evangelische Lenore-Volz-Kir-
chengemeinde Bad Cannstatt innerhalb der Evan-
gelischen Gesamtkirchengemeinde Bad Cannstatt 
neu gebildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport hat der Evangelischen Lenore-Volz-
Kirchengemeinde Bad Cannstatt mit Verfügung 
vom 31. August 2018 (AZ RA-7142.15/397) die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen.

28. Die Evangelische Kirchengemeinde Leinfelden-
Unteraichen und die Evangelische Kirchenge-
meinde Oberaichen, Dekanat Bernhausen, wur- 
 den zum 1. Januar 2019 aufgelöst. Aus den Ge- 
 meindebezirken wurde die Evangelische Kir-
chengemeinde Leinfelden neu gebildet. Das Mi-
nisterium für Kultus, Jugend und Sport hat der 
Evangelischen Kirchengemeinde Leinfelden mit 
Verfügung vom 8. November 2018 (AZ RA-7142. 
15/415) die staatliche Anerkennung ausgespro-
chen.

29. Die Evangelische Kirchengemeinde Dürrwangen-
Stockenhausen, die Evangelische Kirchengemein-
de Frommern, die Evangelische Kirchen gemeinde 
Zillhausen und die Evangelische Kirchengemein-
de Streichen sowie die Evangeli  sche Gesamtkir-
chengemeinde Zillhausen-Streichen, De kanat Ba-

lingen, wurden zum 1. Januar 2019 aufgelöst. Aus 
den Gemeindebezirken wurde die Evangelische 
Kirchengemeinde Frommern-Dürrwangen-Sto-
ckenhausen-Zillhausen-Streichen neu gebildet. 
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport hat 
der Evangelischen Kirchengemeinde Frommern-
Dürrwangen-Stockenhausen-Zillhausen-Strei-
chen mit Verfügung vom 7. November 2018 (AZ 
RA-7142.15/418) die staatliche Anerkennung aus - 
gesprochen.

30. Die Evangelische Kirchengemeinde Mähringen 
und die Evangelische Kirchengemeinde Immen-
hausen, Dekanat Tübingen, wurden zum 1. De-
zember 2019 aufgelöst. Aus den Gemeindebe-
zirken wurde die Evangelische Kirchengemeinde 
Mähringen-Immenhausen neu gebildet. Das Mi-
nisterium für Kultus, Jugend und Sport hat der 
Evangelischen Kirchengemeinde Mähringen-Im-
menhausen mit Verfügung vom 7. August 2018 
(AZ RA-7142.15/402) die staatliche Anerken-
nung ausgesprochen.

31. Die Evangelische Gesamtkirchengemeinde Göp-
pingen, Dekanat Göppingen, wurde durch Auf-
stellung einer entsprechenden Ortssatzung in eine 
Evangelische Verbundkirchengemeinde Göppin-
gen umgewandelt. Die Änderung erfolgte zum 
1. Januar 2019.

32. Die Evangelische Kirchengemeinde Hausen an der 
Lauchert und die Evangelische Kirchengemeinde 
Gammertingen, Dekanat Reutlingen, wurden mit 
Verfügung zum 1. Januar in die Evange lische Ge-
samtkirchengemeinde Trochtelfingen, Dekanat 
Reut  lingen, eingegliedert. Gleichzeitig wurde 
die se Gesamtkirchengemeinde durch Ände rung 
der Ortssatzung in eine Evangelische Verbund-
kirchengemeinde Gammertingen-Trochtelfingen 
um ge wandelt.

33. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde 
Türk heim-Aufhausen, Dekanat Geislingen, wur-
de mit Verfügung zum 1. Januar 2019 aus den 
Evangelischen Kirchengemeinden Türkheim und 
Aufhausen neu gebildet. Das Ministerium für 
Kultus, Jugend und Sport hat der Evangelischen 
Verbundkirchengemeinde Türkheim-Aufhausen 
mit Verfügung vom 13. November 2018 (AZ RA-
7142.15/419) die staatliche Anerkennung ausge-
sprochen.

34. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde Neu-
enbürg, Dekanat Neuenbürg, wurde mit Verfügung 
zum 1. Januar 2019 aus den Evangelischen Kir-
chengemeinden Arnbach, Neuenbürg und Wald-
rennach neu gebildet. Das Ministerium für Kul tus, 
Jugend und Sport hat der Evangelischen Ver-
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bundkirchengemeinde Neuenbürg mit Verfügung 
vom 8. Oktober 2018 (AZ RA-7142.15/412) die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen.

35. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde Neu-
stetten, Dekanat Tübingen, wurde mit Verfügung 
zum 1. Januar 2019 aus den Evangelischen Kir-
chengemeinden Nellingsheim und Wolfenhausen 
neu gebildet. Das Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport hat der Evangelischen Verbundkirchen-
gemeinde Neustetten mit Verfügung vom 31. Au-
gust 2018 (AZ RA-7141.15) die staatliche Aner-
kennung ausgesprochen.

36. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde See-
wald, Dekanat Freudenstadt, wurde mit Verfü-
gung zum 1. Januar 2019 aus den Evangelischen 
Kir chengemeinden Seewald-Göttelfingen und 
Be senfeld neu gebildet. Das Ministerium für Kul-
tus, Jugend und Sport hat der Evangelischen Ver-
bundkirchengemeinde Seewald mit Verfügung 
vom 23. August 2018 (AZ RA-7142.15/400) die 
staatliche Anerkennung ausgesprochen.

37. Die Evangelische Verbundkirchengemeinde Maul-
bronn-Umland, Dekanat Mühlacker, wurde mit 
Verfügung zum 1. Januar 2019 aus den Evange-
lischen Kirchengemeinden Freudenstein, Maul-
bronn, Schmie und Zaisersweiher neu gebildet. 
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
hat der Evangelischen Verbundkirchengemeinde 
Maulbronn-Umland mit Verfügung vom 18. Mai 
2018 (AZ RA-7142.15/393) die staatliche Aner-
kennung ausgesprochen.

38. Die Evangelische Kirchengemeinde Aichelberg, 
Dekanat Calw, wurde zum 1. Januar 2019 aus dem 
Evangelischen Kirchenbezirk Calw gelöst und 
dem Evangelischen Kirchenbezirk Neuenbürg zu-
geordnet.

39. Die Evangelische Kirchengemeinde Hößlinswart 
und die Evangelische Kirchengemeinde Steinach, 
Dekanat Schorndorf, wurden zum 1. Januar 2019 
aus dem Evangelischen Kirchenbezirk Schorn-
dorf gelöst und dem Evangelischen Kirchenbe-
zirk Waiblingen zugeordnet.

Dienstnachrichten

 

 
 

 
 

Der Landesbischof hat

in den Ruhestand versetzt

mit Wirkung vom 1. Juni 2019
  

  

 

 

in die Ewigkeit wurden abgerufen:

  

 
 

Amtsblatt
Laufender Bezug nur durch das Referat Interne  
Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenrats.
Bezugspreis jährlich 25,00 Euro, 
zuzüglich Porto- und Versandkosten.
Erscheinungsweise: monatlich.

Der Bezug kann zwei Monate vor dem 31. Dezember  
eines jeden Jahres gekündigt werden.
Einzelnummern laufender oder früherer Jahrgänge können 
vom Referat Interne Verwaltung des Evangelischen Ober-
kirchenrats – soweit noch vorrätig – bezogen werden. 
Preis je Einzelheft: 2,00 Euro.
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